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A. Das gemeinsame Projekt von Grundschulverband und ISF 

 

a. Die Kooperationsvereinbarung 

Der Grundschulverband und das ISF (Institut für interdisziplinäre Schulforschung Bremen)1 

haben eine Kooperation vereinbart, in deren Rahmen Schulleitungen von Grundschulen eine 

Beratungstätigkeit durch das ISF angeboten wurde. Der Hintergrund für diese Kooperation 

besteht in den zunehmenden Schwierigkeiten des Grundschulverbandes als pädagogisch 

orientierter Interessensvertretung, die bremischen Grundschulen mit ihren Reformansätzen 

zu erreichen, weil diese dafür einfach nicht mehr aufnahmefähig sind. Allenthalben würde 

ihnen zurückgemeldet, die materielle und pädagogische Situation an den Grundschulen lasse 

mittlerweile keinen Raum mehr, über neue reformerische Schritte nachzudenken, geschwei-

ge denn, solche umzusetzen. Da aber die gesellschaftliche Entwicklung nicht still steht, son-

dern durch  

• Digitalisierung, Individualisierung  

• sich vertiefende soziale Spaltung 

• Zuwanderung  

• und Inklusion  

eine große Dynamik entfaltet, die in den Schulen durch die Pädagog*innen aufgegriffen und 

verarbeitet werden muss, hat den Verband eine Unsicherheit erfasst, ob und wie pädagogi-

sche Innovationen angemessen in den Schulen umgesetzt werden können.  

Um der Beratung eine angemessene inhaltliche Grundlage zu verschaffen, wurden in einem 

ersten Schritt eine Reihe von Grundschulkollegien zur Situation in ihren Schulen befragt. 

Hierzu wurde ein gemeinsam von Lehrkräften und ISF für eine frühere Auftragsuntersuchung 

des Bremer Senats entwickelter Fragebogen verwendet. Deren Ergebnisse sind im Jahr 2003 

veröffentlicht worden,2 wurden aber von Senat und Bildungsverwaltung weitgehend folgen-

los zur Kenntnis genommen. Grundlage der jetzigen Veröffentlichung ist die Befragung von 

insgesamt sechs Bremer Grundschulkollegien, die weitgehend vollständig daran teilgenom-

men haben. Die Ergebnisse der Befragung sind zwar nicht repräsentativ, weil die Schulen 

letztlich aufgrund eigenen Wunsches an dem Projekt teilgenommen haben. Sie verteilen sich 

aber auf sozial sehr unterschiedlich geprägte Einzugsgebiete. Daraus, und wegen ihrer Ein-

deutigkeit in allen beteiligten Schulen, wächst den Ergebnissen Exemplarität zu; sie sind 

generalisierbar. Einzelne Werte der Antwortverteilung können deshalb in der Grundgesamt-

heit um einige Prozentpunkte anders ausfallen. Allerdings haben wir darauf geachtet, dass 

die teilnehmenden Schulen die unterschiedlichen Situationen der Bremer Schulen in ihrer 

                                                           
1
www.ISF-Bremen.de 

2
 Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (Hrsg.) Schönwälder, Berndt, Ströver, 

Tiesler: Belastung und Beanspruchung von Lehrerinnen und Lehrern, Dortmund, Berlin, Dresden 2003 
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vollen Bandbreite abdecken, so dass die im Folgenden berichteten Probleme zeitlicher und 

psychischer Belastung typisch sind.   

Damit erhalten nicht nur die beteiligten Einrichtungen eine Vielzahl von Daten als Grundlage 

für ihre interne Entwicklung, sondern durch die seitens des ISF erfolgte Zusammenfassung 

ergibt sich eine überzeugend genaue Identifizierung der Belastungsschwerpunkte in den 

Grundschulkollegien. Inwieweit die Schulen das ISF in ihre weiteren internen Beratungspro-

zesse einbeziehen, liegt in dem Willen und der Verantwortung der Schulen selbst. 

 

 

b. Die Methode 

Der Fragebogen ist inhaltlich so gegliedert, dass zunächst diverse schulische Arbeiten nach 

dem Maß der zeitlichen Belastung für die Lehrkräfte abgefragt wurden. Anschließend wur-

den die Lehrkräfte zu denselben Tätigkeiten unter dem Gesichtspunkt der psychischen Belas-

tung erneut um Antwort gebeten. Danach sollten sich die Lehrer*innen zu besonderen Be-

lastungsfaktoren im Verhältnis zu den Schüler*innen und den Eltern äußern. Die Belastungs-

quellen, die aus Merkmalen der Schule und ihres Umfeldes herrühren, bilden den nächsten 

Komplex. Schließlich wollten wir noch wissen, woraus sich bei den Lehrkräften Spaß, Freude 

und Zufriedenheit für ihren Beruf speisen, um dann am Ende des standardisierten Teils des 

Fragebogens die während der Berufstätigkeit wahrgenommenen Veränderungen abzufra-

gen. In diesen Teilen wurden  drei bis vier Antwortkategorien vorgegeben. Am Ende eines 

jeden Fragenkomplexes gab es stets mit der Fragestellung "Was wurde vergessen?" eine 

offene Kategorie, in der die den Antwortenden wichtigen zusätzlichen Informationen gege-

ben werden konnten. Die gleiche Möglichkeit gab es dann noch am Ende des Fragebogens, 

an dem wir uns erkundigten: "gibt es berufliche Aufgaben, für die Ihnen Kraft, Zeit oder Ge-

legenheit fehlen, sich ihnen ausreichend zu widmen" und "für welche Aufgaben sind Sie ge-

zwungen, zu viel Kraft und Energie aufzuwenden; der Aufgabenbereich müsste deutlich re-

duziert werden". Der Fragebogen wurde mit Ausnahme einer Schule im Rahmen einer 

Dienstbesprechung oder Konferenz von jeder Lehrkraft für sich in maximal 30 Minuten aus-

gefüllt. Der Dreiklang der Erfassung von zeitlicher und psychischer Belastung anhand stan-

dardisierter Antworten sowie der offenen Nachfrage ergibt ein komplexes Bild über die Ur-

sachen der Belastungen sowie ihre Struktur. 

In einem weiteren Schritt hat das ISF Aufgaben, die die Grundschullehrer*innen aufgrund 

gesetzlicher Regelungen und dienstrechtlicher Vorschriften zu bewältigen haben, erfasst, mit 

plausiblen zeitlichen Kontingenten unterlegt und mit der vom Bundesinnenminister definier-

ten Jahresarbeitszeit3 für Beamte abgeglichen. Aus dem Vergleich der durch den Dienstherrn 

definierten Aufgaben mit dem zu deren Erfüllung zur Verfügung gestellten Zeitbudgets ergibt 

sich eine belastbare Aussage darüber, ob die Anforderungen im eingeräumten Zeitrahmen 

überhaupt zu erfüllen sind. Damit erfolgt eine Objektivierung der mit dem Fragebogen er-

fassten subjektiven Wahrnehmungen und Einschätzungen. Die Kombination beider Kompo-

                                                           
3
Vgl. BMI Orga-Handbuch, 2017 (https://www.orghandbuch.de/OHB/DE/ohb_pdf.html?nn=4588530 (Stand: 

21.10.2017)). 
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nenten ergibt somit ein Bild der von den Befragten verantwortlich gemachten Ursachen der 

„Belastetheit“ der Grundschulkollegien.4 

 

B. Die Ergebnisse 

B.1. Die Auswertung des Fragebogens 

a. Die psychischen Belastungsschwerpunkte 

Die Tätigkeiten, die mit der Bewertung und Einordnung von Leistungen der Schüler*innen im 

Zusammenhang stehen, werden von den Lehrer*innen als das stärkste tätigkeitsbezogene 

psychische Belastungsmoment eingeordnet. Über die Hälfte aller Befragten klassifizierte 

"Zeugnisse geben" und "Lernentwicklungsberichte" als sehr belastend (erste von vier Stu-

fen). Die "Benotung" wurde dann noch von einem Drittel als sehr belastend eingeordnet. 

Über ein Drittel gaben die Zusammenarbeit mit Behörden und die Ordnungsmaßnahmen-

konferenzen als psychisch sehr belastend an. Auch auf die Beaufsichtigung von Schü-

ler*innen, die Elternabende, -beratung, -betreuung entfielen Häufigkeiten von dreißig  Pro-

zent  und mehr höchster Belastungsurteile. Noch über zwanzig Prozent  der Nennungen mit 

höchster Belastungsbewertung wurden abgegeben für die Arbeiten für die Schulorganisati-

on, Mitarbeit an den Innovationen der Schule, Betreuung und Beratung von Schüler*innen, 

Durchführung von Unterricht, Schulveranstaltungen, Planung von Projekten und Klassenfahr-

ten sowie deren Durchführung. Die Planung des Unterrichts sowie die Korrektur von Schü-

lerarbeiten wurde hier mit zehn Prozent und weniger selten genannt. Die Kooperation mit 

Kolleg*innen sowie die Konferenzen bewegen sich in dem gleichen Rahmen. 

 

Die Nachfrage, was sie bezogen auf die Schüler*innen besonders belastet, ergab, dass die 

Auffälligkeiten einzelner von zweiundachtzig Prozent der Lehrkräfte als sehr belastend ein-

gestuft wurde. Zusammen mit den Nennungen zur Aggressivität (achtundsechzig Prozent), 

dem undiszipliniertem Verhalten der Schüler*innen (sechsundsechzig Prozent) sowie ihrer 

häuslichen Probleme (vierundfünfzig Prozent ) kristallisiert sich hier ein eindeutiges Problem-

feld heraus. Das war bereits in der älteren Befragung zu erkennen. Die Hälfte der Lehrer-

schaft empfindet den Lärm, den die Schüler*innen machen, als sehr belastend. Immerhin 

über ein Drittel schätzt die mangelnde Motivation und fehlende Anstrengungsbereitschaft 

der Schüler*innen als hoch belastend ein. Die störenden Einflüsse der Medien sowie die 

Konflikte zwischen den Schüler*innen werden von neunundzwanzig bzw. zwanzig  Prozent 

als sehr belastend eingeordnet. Die fehlende Anerkennung der Lehrer*innen für ihre Arbeit 

und Mühe werden demgegenüber relativ gering von sechzehn Prozent  so gesehen.  

 

Im Hinblick auf die psychischen Belastungen, die sich bezogen auf die Eltern ergeben, wur-

den von ca. zwei Dritteln die "gelegentlich schlimmen innerfamiliären Verhältnisse" sowie 

                                                           
4
 Sie hierzu ausführlich: Schölles, Reiner: Aufgaben der Bremer Grundschullehrkräfte - Betrachtung der zeitli-

chen Belastung der Lehrerinnen und Lehrer, Oktober 2017, Anlage 
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"die Trägheit und das Unvermögen mancher Eltern" in die Kategorie sehr belastend einge-

ordnet. Verstärkt wird diese negative Wahrnehmung durch "das Desinteresse an Eltern-

abenden", "die Anspruchshaltung mancher Eltern", sowie "die Not, die einige Eltern mit ih-

ren Kindern haben", die jeweils von etwa vierzig Prozent der Befragten als sehr belastend 

eingestuft wurden. Über zwanzig Prozent erleben sich durch die Aggressivität einiger Eltern  

sehr belastet, ähnlich werden mit knapp zwanzig Prozent ausländische Eltern und ihre gele-

gentliche Hilflosigkeit in der fremden Kultur als sehr belastend wahrgenommen. Das man-

gelnde Verständnis einiger Eltern für die Unterrichtsziele und -methoden sowie die manch-

mal fehlende Anerkennung der eigenen Arbeit belastet fünfzehn Prozent der Befragten sehr. 

 

Zu große Klassen beurteilen knapp siebzig  Prozent der Lehrkräfte als sehr belastend. Das 

wird verstärkt durch die mangelnde Ausstattung der Schule (knapp vierzig Prozent). Eben-

falls knapp vierzig Prozent sehen sich durch die fehlende Anerkennung ihrer Arbeit durch die 

Behörde psychisch sehr belastet. Zu dreißig Prozent gilt das auch für die wahrgenommene 

Überforderung durch behördliche Vorschriften. Der wachsende Autoritätsverlust der Institu-

tion Schule sowie die Kritik an ihrer Leistungsfähigkeit wird von fünfundzwanzig Prozent als 

sehr belastend eingestuft. Die Probleme mit Vorgesetzten, das Nachlassen der eigenen Leis-

tungsfähigkeit, die mangelnde Kooperation im Kollegium sowie Probleme mit einzelnen Kol-

legen werden mit deutlich unter zwanzig Prozent der Nennungen als sehr belastend aufge-

führt. 

 

b. Die zeitlichen Belastungsmomente 

Hier stehen die Lernentwicklungsberichte mit über fünfzig  und die Zeugniserteilung mit 

über vierzig Prozent Nennungen in der höchsten Kategorie an der Spitze und dokumentieren 

damit einen ähnlichen Stellenwert wie bei den psychischen Belastungen. Das wird komplet-

tiert durch gut dreißig Prozent der Nennungen für die laufende Leistungsrückmeldung (Be-

noten). Mit mehr als dreißig Prozent zeitlich sehr belastend wurden die Betreuung und Bera-

tung von Schüler*innen, die Kooperation mit Kolleg*innen, die Kooperation mit Behörden 

und die Durchführung des Unterrichts genannt. Projekte, deren Planung, die Korrektur von 

Schülerarbeiten, die Beaufsichtigung von Schülerinnen und Schülern sowie Elternabende, -

betreuung, -beratung sind von zwanzig Prozent und mehr in die Kategorie sehr belastend 

eingeordnet worden. Schulveranstaltungen, Innovationen und deren Evaluation, Schulorga-

nisation, Fort- und Weiterbildung, Planung von Schulveranstaltungen sowie Ordnungsmaß-

nahmen- und Gesamtkonferenzen wurden mit etwa zehn Prozent selten genannt. Alle ande-

ren Vorgaben wie Konferenzen und Ausschüsse wurden von weniger als zehn Prozent ange-

kreuzt  

 

c. Spaß, Freude und Zufriedenheit 

In den Kollegien herrscht eine hohe Motivation für die pädagogische Arbeit vor. Vierun-

dachtzig  Prozent der Lehrkräfte gaben an, dass die Arbeit mit den Schüler*innen für sie eine 

wesentliche Quelle für Spaß, Freude und Zufriedenheit in ihrem Beruf ist. Sie freuen sich 
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über die sichtbare Entwicklung ihrer Schüler*innen (sechsundsiebzig Prozent) und deren 

Lernfortschritte (neunundsechzig  Prozent). Die Zusammenarbeit mit den Kolleg*innen wird 

ebenfalls mit zweiundsechzig Prozent häufig hoch bewertet, ebenso wie der große Gestal-

tungsspielraum (siebenundfünfzig Prozent), den die Lehrer*innen in ihrer unmittelbaren 

pädagogischen Arbeit anscheinend immer noch haben oder sich nehmen. Die Einbindung in 

ein soziales System (einundvierzig Prozent) und die Anerkennung ihrer Arbeit durch Eltern 

(dreiunddreißig Prozent) erreichen ebenfalls recht häufig hohe Zustimmungswerte. Der Le-

bens- und Berufserfolg spielt bei dieser Schüler*innengruppe aufgrund des Alters natürlich 

eine untergeordnete Rolle.  

 

d. Die Veränderungen, die seit Beginn der Berufstätigkeit schwerer fallen 

Die befragten Kollegien sind durchschnittlich deutlich jünger als die der ursprünglichen Be-

fragung 1999. Damals waren über fünfzig  der Befragten älter als fünfzig Jahre, bei der aktu-

ellen waren es nur fünfundzwanzig Prozent.  

Bei den im Laufe der beruflichen Tätigkeit wahrgenommenen Veränderungen wird von sieb-

zig Prozent der Befragten das Ertragen von Lärm genannt. Die Verarbeitung von neuen Vor-

gaben (neununddreißig Prozent) und der Umgang mit schwierigen Schüler*innen beein-

trächtigen nach Einschätzungen von vierunddreißig Prozent der Lehrkräfte die Berufstätig-

keit. Im Bereich von zwanzig Prozent der Angaben höchster Belastung liegen der Unterricht 

und die damit zusammenhängenden Aufgaben sowie Betreuung, Beratung und Beaufsichti-

gung. Deren Intensität wird in der aktuellen Befragung häufiger als hoch belastend angege-

ben. Das gilt etwas seltener auch für das Improvisieren bei unzulänglichen Arbeitsbedingun-

gen. Der Umgang mit weniger kooperativen Eltern schlägt mit sechzehn geringer zu Buche 

und mit unter zehn Prozent werden die Kooperation mit Kolleg*innen, die Vertretung von 

abweichenden Positionen und die Elternabende als schwieriger gewordene Tätigkeiten an-

gekreuzt.  

e. Einordnung der offenen Antworten 

e.1.Eigentlich müsste ich mich stärker kümmern um... 

Die Antworten zu diesem Komplex erfolgten spontan und ohne Vorgaben. Für die Beantwor-

tung der Fragen war ein relativ enger zeitlicher Rahmen gesetzt. Von daher signalisieren die 

Antworten "aus dem Bauch heraus" eine als zutreffend anzunehmende  Drucksituation. 

Die Kategorie "Ich müsste mich stärker kümmern" haben wir in neun Punkten zusammenge-

fasst.5 Deutlich wird hier, dass sich die größte Häufung ausstehender Mehrleistungen auf die 

Kinder bezieht. Bei der Differenzierung der Nennungen tritt  sowohl die speziell nötige För-

derung von schwachen, starken und unauffälligen Kindern in Erscheinung, diese Aspekte 

werden immer wieder genannt. Das ist verstärkt zu registrieren, wenn die Antworten auf 

                                                           
5
  Anlage "Was wurde vergessen?" 
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den Unterricht im engeren Sinne gemustert werden. Darunter fallen sowohl Vorbereitung, 

Planung, Reflexion, differenziertes Vorgehen sowie die Entwicklung und Umsetzung anderer 

Methoden, wie z.B. Projektwochen und Gruppenarbeiten. Auch ein unerfüllter Wunsch nach 

Veränderung tritt zu Tage, da sich viele Kolleg*innen um eine Verbesserung der Kooperation 

im Kollegium kümmern möchten, die offensichtlich aussteht.  

Die klare Dominanz des Komplexes "Kinder und Unterricht", der insgesamt knapp einhundert 

mal genannt wird, ist nicht zu übersehen. Daran zeigt sich, als wie stark defizitär die eigentli-

che Aufgabe im pädagogischen Kernbereich beurteilt wird.  

Vor dem Hintergrund der hoch positiven Berufsmotivation und der unübersehbaren Sympa-

thie für die Kinder wächst dem am meisten als sowohl psychisch als auch physisch belastend 

empfundene Komplex Lernentwicklungsberichte/ Zeugnisse/ Benotung eine besondere Be-

deutung zu, denn das Ergebnis der systematisierten Fragen zu diesem Komplex wird durch 

die Spontanäußerungen noch einmal unterstrichen. Bei den Angaben zu der offenen Frage 

"unangemessen viel Arbeitskraft" werden die Beurteilungen häufig zusätzlich genannt. Die 

Lehrkraft ist sich über die Mängel der eigenen Tätigkeit bewusst. Sie nimmt wahr, dass etli-

chen Schüler*innen nicht gerecht zu werden ist, soll dann aber die Kinder trotzdem bewer-

ten und damit deren weiteren Lebensweg spätestens mit der Bewertung am Ende der vier-

ten Klasse wesentlich beeinflussen. Verstärkt wird dieser Unsicherheitseffekt durch die 

spontanen Äußerungen, die die bürokratischen Tätigkeiten als unangemessen aufwändig 

benennen. Das bezieht sich zu einem erheblichen Teil auf die technokratisch bürokratisierte 

Form der Leistungsbewertung. Hinzu kommen dann noch die als stark arbeitsbelastend emp-

fundenen Bedingungen, unter denen Unterricht praktiziert werden muss: zu große Klassen, 

Belastung durch Vertretung, Ganztagsbetrieb, der häufig ohne die baulichen und materiellen 

für sein Gelingen notwendigen Voraussetzungen eingeführt wird.  

Das Urteil "unangemessener Arbeitsaufwand" für anfallende Konfliktlösungen mit Schü-

ler*innen und die Elternarbeit erscheint auch bei den Spontanantworten viele Male und ver-

stärkt die Antworten der in den Fragen schon genannten psychischen Belastungsmomente, 

die sich auf die Schüler*innen und auch die Eltern beziehen. 

Nicht ganz so häufig, aber deutlich wahrnehmbar sind Rückmeldungen, in denen die man-

gelnde Verarbeitung der eigenen Situation i. S. der "Work-Life-Balance" und der Reflexion 

der Tätigkeit angesprochen wurde. Das Gleiche gilt auch für die Mängel in der schulischen 

Organisation, deren Ursachen weitgehend in der mangelnden finanziellen Ausstattung der 

Schulen gesehen wurden. 

e.2. Ich muss unangemessen viel Arbeitskraft aufwenden für... 

In diesem Unterpunkt tritt die Zuspitzung nicht ganz so deutlich in Erscheinung wie bei der 

Mängelabfrage. Dazu wurden acht Kategorien gebildet.6 Viele Äußerungen bezogen sich auf 

den Bereich Anforderungen der Behörde/Bürokratie. Offensichtlich konnten die vor einigen 

                                                           
6
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Jahren unter der Bezeichnung "Eigenständige Schule" postulierten Zielsetzungen von mehr 

Gestaltungsfreiräumen für die Schulen in der Schulpraxis nicht wirklich umgesetzt werden, 

da der Umfang des Arbeitsaufwandes für Bürokratie und Behörde so häufig spontan als un-

angemessen hoch charakterisiert wird. Die zusätzlichen Eintragungen für den Komplex "Be-

urteilungen/Diagnostik/KompoLei (Kompetenzorientierte Leistungsrückmeldung), der sehr 

häufig als zeitlich belastend genannt wurde, betonen das klar und deutlich, da dieser Bereich 

bereits eindeutig im standardisierten Teil abgefragt worden war. Für diesen Problemkreis 

stellt sich offensichtlich eine unübersehbare erhebliche Drucksituation für die Lehrkräfte ein, 

was sich in der Doppelung im standardisierten und freien Bereich niederschlägt. Aber auch 

die Schwierigkeiten der Abstimmung mit den sog. Unterstützersystemen werden öfter ge-

nannt. Eine Häufung von freien Antworten gab es zu den Themen Unterricht/Klassenfre- 

quenzen/Vertretung. Der Unterricht ist im standardisierten Teil bei den zeitlichen Belastun-

gen im oberen, bei den psychischen im Mittelfeld der Belastungsgewichtung angesiedelt. 

Von daher ist davon auszugehen, dass die Höhe der Unterrichtsverpflichtung, die Gestal-

tungsvorgaben der Behörde sowie die materielle Mangelsituation an dieser Stelle verschär-

fend wirken. Passend dazu werden auch die Klassenlehrergeschäfte, die ja weitgehend den 

formalen Rahmen abdecken, merkbar häufig genannt.  

Eine ebenfalls hohe Zahl kritischer Anmerkungen haben sich offensichtlich sozusagen von 

selbst, naturwüchsig, zum Thema Konfliktlösungen in der Schülerschaft eingestellt. Dieser 

Bereich taucht bei den psychischen Belastungsmomenten indirekt unter Ordnungsmaßnah-

menkonferenzen an vierter Stelle der Häufigkeiten auf, wurde allerdings im standardisierten 

Teil als nicht besonders zeitintensiv bewertet. In der auf die Schüler*innen bezogenen direk-

ten Abfrage werden Auffälligkeiten, wie Aggressivität und undiszipliniertes Verhalten der 

Schüler*innen mit hohen Belastungswerten gewichtet. Die zeitliche Komponente des Auf-

wandes zur Verarbeitung der daraus resultierenden Konflikte spielen im standardisierten Teil 

explizit kaum eine Rolle, zeigt sich aber deutlich in den Spontanantworten im freien Ant-

wort-Teil. Einerseits sehen fast alle Lehrer*innen in der Arbeit mit den Schüler*innen lt. 

standardisiertem Teil eine ihrer wesentlichen Motivationsgrundlagen für Spaß und Freude 

an ihrem Beruf; andererseits erscheint dieses positiv tragende Moment aber durch die ge-

schilderten Konstellationen mittelfristig gefährdet zu sein. Nicht übersehen werden sollte die 

zeitliche Belastung durch Organisation, Elternarbeit und externe Kooperation.  

 

B.2. Das Verhältnis von Aufgaben und Zeitbudget  

Unsere bislang dargestellten Daten bestätigen wesentlich die Tendenz der seit den achtziger 

Jahren in nahezu 3000 Veröffentlichungen dokumentierten Ergebnisse wissenschaftlicher 

Untersuchungen, die sich mit Lehrerbelastungen und Burn-out befasst haben.7 Den Aussa-

gen der Lehrkräfte, die die Grundlage der Untersuchungsergebnisse bilden, wurde offen-

                                                           
7
 Publikationsdatenbank PsycINFo 1980-2010: Stress Lehrer 2087 Veröffentlichungen, Bourn Out Lehrer 757 

Publikationen, Stress Lehrer 2087 Publikationen 
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sichtlich nicht geglaubt oder sie wurden als unwesentlich abgetan. Auch diesbezüglich hat 

der Senat des OVG Niedersachsen eine klare Antwort gegeben. "Für den Senat ist auch nicht 

erkennbar, warum auf... Befragungen beruhende empirische Ermittlungen schon vom 

Grundsatz her nicht zur Aufklärung der tatsächlichen Arbeitsbelastung... herangezogen wer-

den könnten. Denn ein Beamter muss allgemein vorgeschriebene oder konkret verlangte 

dienstliche Angaben wahrheitsgemäß und vollständig machen."8 

Deswegen haben wir zusätzlich eine andere Betrachtung zur Objektivierung der Belastung 

der Lehrer*innen durchgeführt: Wir nehmen den Dienstherrn ernst und schauen, was er 

eigentlich von den Lehrerinnen und Lehrern erwartet und verlangt. Wir fragen also, welche 

Aufgaben und Tätigkeiten haben Lehrkräfte zu erledigen.9 

Wir haben eine Musterlehrerin mit voller Stundenzahl als Bemessungsgrundlage genommen. 

Von den insgesamt 55 in den Ordnungsmitteln festgelegten und von den Lehrkräften zu er-

ledigenden Aufgaben haben wir acht herausgegriffen und diese mit plausiblen und von Prak-

tikern als niedrig  bestätigten Zeitbudgets hinterlegt. Dabei waren wir mit der Bemessung 

der Budgets äußerst vorsichtig, weil die sehr differenzierte Arbeitsstruktur einer Grundschul-

lehrerin eine zeitliche Operationalisierung sehr erschwert. Allein die Erfassung und Doku-

mentation der Daten zur Erstellung der KompoLei müsste, da sie wegen der Berechtigung 

des Besuchs der nachfolgenden Schulen auch gerichtsfest sein muss, deutlich mehr Zeit in 

Anspruch nehmen als wir es in unserer Modellannahme unterstellt haben. Da es aber we-

sentlich um die Frage geht, ob das durch den Dienstherrn definierte Aufgabenvolumen 

überhaupt in der zur Verfügung stehenden Arbeitszeit zu bewältigen ist, reichten auch unse-

re eher minimalistischen Ansätze für eine Einschätzung aus.  

Den Zeitaufwand für diese acht Aufgaben haben wir auf die Jahresarbeitszeit hochgerechnet 

(siehe folgende Tabelle) und dann mit der durch das Bundesminsterium des Inneren (BMI) 

definierten Jahresarbeitszeit auf der Basis der gesetzlich geregelten Vierzigstundenwoche 

abgeglichen. Diese beträgt ca. 1780 Stunden.10 

Für die acht herausgenommenen Aufgaben ergab sich ein Zeitbedarf von 1743 Stunden p.a. 

Es sind aber weit über vierzig Aufgaben überhaupt noch nicht berücksichtigt, u. a. die Unter-

richtsvor- und Nachbereitung, für die nach dieser Rechnung noch 2 Minuten pro Unterrichts-

stunde zur Verfügung stehen würden.  

Mit dieser Analyse ist es plausibel, dass der Dienstherr mit seiner unsystematischen und in-

transparenten Aufgabenzuweisung deutlich mehr zu erfüllende Aufgaben definiert als es die 

zur Verfügung gestellte Arbeitszeit real ermöglicht. Damit zwingt er jede Lehrkraft perma-

nent zu Dienstpflichtverletzungen, weil diese ihre Aufgaben nach Beamtenrecht zu erfüllen 

hat. Aus dieser Konstellation erklärt sich der relativ hohe Rücklauf der offenen Äußerungen 

                                                           
8
 OVG Ebenda S. 26, Ziffer 78 

9
 Schölles, Reiner: Aufgaben der Bremer Grundschullehrkräfte aaO 

10
Vgl. BMI Orga-Handbuch, 2017 
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in dem Fragebogenkomplex "Was wurde vergessen", die schwerpunktmäßig die subjektiv 
empfundenen Leistungsdefizite hervorbrachten. 

Unsere Aufstellung erbrachte folgende Zeitbedarfe: 

Aufgabe/Tätigkeit Zeit in Std. 

(1) Unterrichten 840 

(2) Korrigieren 200 

(3) Pausenaufsichten 40 

(4) Teilnahme an Fortbildungen 30 

(5) 

Teilnahme an Konferenzen und 

DB 50 

(6) Sich informieren 46 

(7) 

Lernentwicklungen und die eige-

ne Arbeit dokumentieren 280 

(8) 

Schülerinnen und Schüler und 

Eltern beraten 187 

(9) Wegezeiten 70 

Summe 1743 

./. Jahresarbeitszeit 1780 

Restzeit für gut 40 Aufgaben -37 

 

C. Einordnung der Ergebnisse im Hinblick auf die pädagogische Alltagsarbeit 

a. Die zunehmende Heterogenität der Schülerschaft 

Schon die  oberflächliche Betrachtung der bislang berichteten Ergebnisse zeigt unüberseh-

bar, die Grundschulen sind sowohl zeitlich, organisatorisch wie inhaltlich eindeutig überlas-

tet. Dies ist im Folgenden  näher zu erörtern. 

Schaut man sich die Kerntätigkeit der Lehrkräfte - die Organisation von Lernprozessen - an, 

treten etliche Probleme wie von selbst klar erkennbar hervor:  

• Aggressivität und undiszipliniertes Verhalten von Schüler*innen 

• die tendenzielle Vernachlässigung unterschiedlicher Schüler*innengruppen 

• sowie eine als extrem wahrgenommene Belastungssituation im Zusammenhang mit 

der Beurteilung der Leistungen der Schüler*innen.  

Mit der Einführung der Inklusion an Bremens Schulen ist die Heterogenität der Schülerschaft 

in den Lerngruppen noch einmal stark gestiegen. Dieser Prozess lief aber bereits vor der ex-
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plizit aufgetragenen Inklusion, weil durch die gesellschaftliche Differenzierung u. a. als Folge 

von sozialer Entwicklung und Migration, neue, sehr differente Milieus in den Schulen an-

kommen sind. Zudem ist die Inklusion in ein auf Auslese gerichtetes System eingegliedert 

worden – tendenziell ein Widerspruch in sich selbst. Gerade bildungsbürgerlich geprägte 

Eltern befürchten dem Vernehmen nach eine diffuse Gefahr gesellschaftlichen Abstiegs 

durch Vernachlässigung klassischer bildungsbürgerlich geprägter Zielsetzungen. Mit dem 

Ende der Grundschule muss für sie durch eine Gymnasialempfehlung unter allen Umständen 

der Anschluss nach oben möglich sein. 

Die Grundschulpädagogin muss in dieser Konstellation im Alltag sehr heterogene Lerngrup-

pen betreuen, zu der auch Kinder gehören, deren Eingliederung in produktive Lernprozesse 

für alle ganz erhebliche Schwierigkeiten bereiten kann. Das sind zum einen Kinder, die vor 

der Inklusion die Förderschulen besucht haben, das sind aber auch Kinder, die unter prekä-

ren Bedingungen aufwachsen, was sich u. a. an den Rückmeldungen über die häuslichen 

Verhältnisse in den Elternhäusern ablesen lässt, und schließlich sind das auch Kinder, die als 

Sprachanfänger oder mit einem stark ausgeprägten Sprachdefizit in unser Schulsystem ein-

treten und integriert werden müssen. 

b. Die materielle Mangelsituation 

Dieser Prozess findet vor dem Hintergrund einer extremen Mangelsituation im bremischen 

Schulwesen statt. Der bremische Bildungshaushalt müsste um mehr als 30% erhöht werden, 

um das durchschnittliche Ausgabenvolumen pro Schüler*in zu erreichen, das in Hamburg 

besteht. Dennoch bleibt fraglich, ob die langjährigen Versäumnisse – nebenbei auch bun-

desweit zu registrieren und von denen immer wieder berichtet wird, damit angemessen aus-

geglichen werden können.  

c. Die Wirkungen auf den unterrichtlichen Alltag 

Pädagogischer Alltag ist gekennzeichnet durch hohen Zeitaufwand der Lehrkraft, um eine 

produktive Lernsituation in der Lerngruppe herzustellen bzw. aufrecht zu erhalten. Ihre 

Aufmerksamkeit wird weitgehend durch "störende" Kinder gebunden, weil deren Nichtbe-

achtung sofort wieder zu Störungen führen würden. Eine angemessene Unterstützung im 

Klassenverband gerade vor dem Hintergrund der politisch beschlossenen Inklusion erhält die 

Grundschullehrerin in Bremen nicht. In dieser Konstellation soll sie einen leistungsdifferen-

zierten Unterricht durchführen, in dem die individuellen Lernprozesse aller Kinder der Lern-

gruppe angemessen angeleitet und begleitet werden sollen. Eine eigentlich erforderliche 

Zuwendung der Lehrkraft bleibt sehr unwahrscheinlich. Im Regelfall bleiben die stillen und 

unauffälligen Kinder und solche, die aufgrund besonderer Leistungsstärke eine andere Form 

der Förderung bräuchten, mit ihren Interessen weitgehend auf der Strecke. Das wird auch 

von den Lehrkräften so wahrgenommen. Selbst bei höchster Aufmerksamkeit und höchstem 

Engagement der Lehrer*innen bei der Gestaltung der Lernprozesse werden die Zielsetzun-

gen, die durch behördliche Vorgaben definiert sind, nicht erreicht werden können. Man kann 
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in weiten Bereichen froh sein, wenn die Lehrkräfte eine Unterrichtsstunde "unfallfrei" über 

die Runden bringen.  

d. Das Dilemma der bürokratisierten Leistungserfassung und Bewertung 

Die Leistungsentwicklung der Schüler*innen soll und muss zur Rückmeldung an sie, an ihre 

Eltern und an die nachfolgenden Schulen gerichtsfest dokumentiert werden. Die klassische 

Form, das durch eine Ziffer jeweils ausdrücken zu wollen, ist völlig zu Recht kritisiert worden, 

weil das der Differenziertheit und Komplexität eines Kindes einfach nicht gerecht wird. Also 

macht die Behörde – vermutlich wohlmeinend - eine Vorgabe, in welcher Form das zu ge-

schehen hat. Mit der "Kompetenzbasierten Leistungsrückmeldung - KompoLei" verfügt sie 

allerdings eine verpflichtende Vorgabe, die nicht umzusetzen ist. Dieses Vorgehen hat den 

Charakter eines potemkinschen Dorfes. Die Lehrkräfte sollen danach umfängliche Leistungs-

nachweise auf der Basis definierter Prozesse und Materialien erstellen, die sie den Eltern 

zurückzumelden haben, detailliert beschreibenden Entwicklungsübersichten in vier Kompe-

tenzbereichen liefern, die in zehn Fähigkeitsstufen zu differenzieren sind, von denen jede 

den jeweiligen Lernstand zu einem gewählten Zeitpunkt wiedergeben soll. Das Ganze soll in 

einem Portfolio erfasst werden. Im Ergebnis entsteht daraus zum jeweiligen Halbjahr ein 

Lernentwicklungsbericht mit ausgewiesenem Erfolg im jeweiligen Kompetenzbereich. Die 

Quelle, aus denen die Daten generiert werden, ist der Unterricht. Wäre KompoLei die Grund-

lage für ein Forschungsvorhaben, in dem ausschließlich durch teilnehmende Beobachtung 

Leistungsverläufe bei den Schüler*innen ermittelt werden sollen, dann könnte es vielleicht 

geeignet sein. Aber selbst dann hätte ein einzelner Beobachter erhebliche Schwierigkeiten, 

alle schülerbezogenen Prozesse zu erfassen, die für eine Bewertungsgerechtigkeit notwendig 

sind. Nun soll aber die Lehrkraft unter den o. a. Bedingungen der Unterrichtsdurchführung 

diese Daten für alle bis zu 25 Schüler*innen erfassen und gerichtsfest dokumentieren. Allein 

die Dokumentation erfordert einen ungeheuren Zeitaufwand. Sie ist sachgerecht gar nicht 

möglich, weil die Lehrer*innen voll darauf konzentriert sein müssen, ihren Unterricht durch-

zuführen. Das Problem setzt sich bei der Leistungsrückmeldung an Schüler*innen und Eltern 

fort. Es kommt ein Lernentwicklungsbericht mit Kompetenzkategorisierungen heraus, der für 

Eltern im Regelfall nicht verständlich und nachvollziehbar ist. Statt eines aussagefähigen Be-

richts über Lernentwicklung und Leistungsstand des Kindes wird eine weitgehend fehlerhaft 

produzierte und für die Zielgruppen nicht nachvollziehbare Rückmeldung gegeben.  

Ein Vergleich mit den Ergebnissen der Studie aus dem Jahr 2000 zeigt, dass die Wahrneh-

mung der zeitlichen und psychischen Belastung in diesem Erhebungsbereich deutlich zuge-

nommen hat. 

Die Rückmeldungen über die Dimension psychischer und zeitlicher Belastungen, die die Kol-

legien mit ihren Antworten gegeben haben, untermauern eindeutig diese Einschätzung. Und 

die deutlichen Hinweise auf zu viel Bürokratie dürften hier ebenfalls eine ihrer Quellen ha-

ben. Für die Grundschullehrer*innen ist diese Konstellation ein einziges großes Desaster. 
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e. Der Lärm 

Der Lärm, den Schüler*innen verursachen, gibt immer wieder Anlass zu Klagen aller Betrof-

fenen, selbst der Schüler*innen, die dafür verantwortlich sein sollen. Wie frühere Studien, 

nicht nur in Deutschland, gezeigt haben, ist in erster Linie der umgebende Arbeitsraum für 

diese Situation verantwortlich. Die Arbeitswissenschaft spricht hier vom „Arbeitsplatz“ mit 

seinen physikalischen Arbeitsbedingungen und beschreibt die daraus resultierenden Auswir-

kungen auf die darin arbeitenden Menschen. Hierzu gehören u. a. die drei Hauptfaktoren 

Licht, Luft und Lärm. Der Faktor Lärm bezieht sich zunächst auf Geräusche, die von techni-

schen Geräuschquellen erzeugt werden, z. B. Maschinen und Verkehr. Die akustischen Ei-

genschaften eines Raumes, z. B. die Halligkeit, können im Raum entstehende Geräusche ver-

stärken, jeder kennt dies aus Bahnhofshallen oder Tunneln, oder durch entsprechende Ab-

sorption reduzieren, Beispiel Tonstudio. Diese statischen Eigenschaften eines Raumes, vor-

gegeben durch Architektur und Ausstattung, haben messbare Auswirkungen auf das Verhal-

ten der darin arbeitenden Menschen, man denke an die Situation in einer Kneipe: um sich 

unterhalten zu können, müssen wir lauter sprechen als die Tischnachbarn, die aber den glei-

chen Bedingungen unterliegen, also wird es im Laufe der Zeit immer lauter, es entsteht der 

sogenannte Lombard-Effekt. Je halliger ein Raum ist, desto schneller steigt diese Spirale an. 

Genau dies trifft auch auf die Situation in einem halligen Klassenzimmer zu, insbesondere bei 

den heute meist anzutreffenden offenen Unterrichtsformen. Der noch Anfang des 20. Jhdts. 

verwendete Rohrstock war der einzig mögliche Schallabsorber. 

Welche Auswirkungen hat nun Lärm auf die Arbeitssituation, den Menschen, seine Gesund-

heit und die Arbeitsleistung? Von Robert Koch stammt die Warnung „Eines Tages wird die 

Menschheit den Lärm bekämpfen müssen wie die Cholera und die Pest“. Tatsächlich gehört 

der „Lärm“ zu den wichtigsten Stressoren in unserem Alltag, auch wenn  exakte Zusammen-

hänge zwischen ihm und einzelnen Erkrankungen nicht immer nachzuweisen sind. Hierzu 

gehören aber in jedem Falle Auswirkungen auf das Herz-Kreislauf-System, auf Hormon- und 

Immunsystem, auf Wahrnehmungsprozesse, vor allem aber auf kognitive Prozesse, die ja 

bekanntlich in der Schule oberste Priorität genießen. Störungen der Informationsverarbei-

tung stehen hier an erster Stelle für Hörwahrnehmung, Spracherkennung und Lautartikulati-

on als Basis der Kommunikation. Insbesondere im Grundschulalter spielt dies eine große 

Rolle, da bis zu einem Alter von ca. 10 Jahren sowohl Hören als auch Sprechen erst noch „ge-

lernt“ werden muss. So liegt die Sprachverständlichkeit in einem Klassenraum mittlerer 

akustischer Qualität für einen Erwachsenen bei ca. 90%, bei 6-Jährigen dagegen nur bei ca. 

60%. Die sich daraus ergebenden Konsequenzen für Spracherlernen und die gesamte Kom-

munikation lässt sich leicht erahnen. Die Folgen davon sind oft „Ausstieg aus dem Unter-

richtsprozess“ und Zunahme von „Störverhalten“. Frühere Studien hierzu können umfassen-

de Belege hierfür aufzeigen. Der daraus resultierende Stress für die Lehrkräfte führt zu ge-

steigerter Herz-Kreislauf-Tätigkeit bis hin zu Erschöpfung und stark gesteigertem Erholungs-

bedarf, der aber nicht realisiert werden kann. Kinderärzte werden zunehmend mit den Fol-

gen, z. B. von Kopfschmerzen bis zu Schulverweigerung, konfrontiert. Hinzu kommen nach-
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lassende Schulleistungen, deren Ursachen nur in den seltensten Fällen mit den „Arbeitsbe-

dingungen“ (der Schülerinnen und Schüler) in Verbindung gebracht werden. 

 

D. Die Situation der Lehrkräfte 

a.  Die Verdichtung der Anforderungen 

Arbeitsbelastung – auch im Beruf der Lehrer*in - entsteht aus den Komponenten Arbeitsauf-

gabe, Aufgabenschwere und -schwierigkeit, Dauer, Intensität und Arbeitsbedingungen. Aus 

diesen Variablen entsteht auf dem Wege der Redefinition der Arbeitsaufträge als Interpreta-

tion aller pädagogischen Leistungsanforderungen als deren Folge reale Belastung und Bean-

spruchung. Die zusätzlichen freiwilligen Anmerkungen – unverhoffter Schatz an Einsichten – 

ergänzen, konkretisieren und präzisieren die Auskünfte zu den standardisierten Vorgaben im 

Fragebogen ganz wesentlich. Der Deutsche Bildungsrat definierte seinerzeit als Auftrags-

segmente der Schule Lehren, Erziehen, Beurteilen, Beraten und Innovieren zu ergänzen 

durch Beaufsichtigen und Verwalten. Das gilt auch für Grundschulen.    

Der größte Teil der zusätzlichen - überwiegend selbstkritischen Anmerkungen - dreht sich 

um die als unvollkommen bewertete Förderung der Schüler*innen.  Die Lehrer*innen beun-

ruhigt im hohen Maße der Zweifel an der Qualität ihres eigenen Unterrichts. Als zentral 

schwerwiegend beklagen sie die Unmöglichkeit, den breit streuenden Entwicklungsständen 

und Lernpotenzen der Schüler*innen gerecht zu werden. Sie argwöhnen skrupelhaft, weder 

den legitimen Anforderungen der starken wie gegenwärtig schwachen Schülern, noch den 

Stillen im Lande und damit allen fördernd entsprechen zu können. Das setzt sich zum Thema 

Inklusion fort, deren Hauptlast, wie mehrfach beklagt, vor allem  den Klassenlehrer*innen 

zufällt. Auch den Aufgabenfeldern des Innovierens, Beratens können sich die Kollege*innen 

nach eigenem Urteil nur unvollkommen, wenn überhaupt, widmen, von Fortbildung und 

Arbeit an der Qualität des eigenen Unterrichts ganz zu schweigen. Zur Aufgabe des Beratens 

werden widerstrebende ebenso wie desinteressierte Eltern und diejenigen als anstrengend 

erwähnt, die die Lehrer*in zu günstigen Schulempfehlungen am Ende von Klasse 4 auch ge-

gen Lehrerurteile ausnutzen wollen. Als hoch belastend wird in diesen Zusammenhängen 

das Bewerten und Beurteilen angesehen. Die Lehrer*innen bezweifeln den Sinn der verord-

neten  Einstufung nach „KompoLei“ – neben der Praxis der Benotung - sowohl für die meis-

ten Eltern und für die Einsicht der Kinder sowieso. Darüber hinaus entstehen durch zusätz-

lich verlangte Gutachten weitere erhebliche Belastungen und aus all dem Motivation für 

den Besuch von Privatschulen.     

Geradezu als Gegenpol schält sich aus den Lehrerbemerkungen ein Komplex von ad-hoc-

Aufgaben heraus, die sich zu systemimmanenten Störungen auswachsen. Die Aufgaben der 

Lehrer*innen geraten miteinander in Konflikt. Optimale Schülerförderung - von nahezu allen 

als zentrale pädagogische Aufgabe verstanden - sieht sich stets und ständig mit Widersprü-

chen von kleinlich bis hin zu Grundsätzlichem konfrontiert; z. B. Unterricht versus Beobach-
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tungen für KompoLei sammeln und notieren. Unverhofft anfallender Vertretungsunterricht 

oder Unterricht in zwei Klassen gleichzeitig behindert, was im Einzelnen als Lehrgang ent-

worfen worden ist. Die Kollegien beklagen notwendig werdende doppelte Unterrichtspla-

nung zusätzlich zu unvorhersehbaren Reibungsverlusten im alltäglichen Schulbetrieb: Raum-

suche für den eigenen Unterricht, sich bei eigenen Vorhaben nach der Decke strecken zu 

müssen, irgendwo hakt es immer. Im Selbstverständnis der Lehrer*innen nur als bürokra-

tisch zu interpretierende Nebenleistungen sowie wechselnde Vorgaben der vorgesetzten 

Behörde, das jederzeit zu erwartende Hineinreden in lehrerseitig entworfene pädagogische 

Prozesse, prägen rein äußerlich das Belastungserleben. Zynisch könnte man zwar meinen, 

diese Zwänge zu Flexibilität machten den Beruf doch eigentlich interessant. Interessant ist 

er, ohne Frage; doch zugleich auch überfordernd!   

Arbeitsbelastung wird allgemein nahezu ausschließlich als Ergebnis der Dauer von Arbeitsan-

forderungen verstanden und in Zeiteinheit zu messen versucht. Eine der Zusatznotizen be-

sagt - scheinbar in diesem Sinne - die Summe des zeitlichen Aufwands mache die Belastung 

aus. Gemeint ist damit die tatsächlich für die Schule erbrachte Leistung, und das ist in der 

Regel erheblich mehr als sich aus dem Stundendeputat – der falschen lingua franca der 

Schulbehörde für Arbeitslast der Lehrer*innen - ableiten lässt.  

Diese Aussage qualifizierend besagt eine treffliche andere Notiz aus der Befragung, „es sei 

eher die Dichte der Aufgaben, die Komplexität, die Pausenlosigkeit, die die Belastung“ aus-

mache. Auch scheinbare Kleinigkeiten belasten. Wie die Informationen aus dem standardi-

sierten Teil des Fragebogens ergänzt durch die zahlreichen freien Antworten erschließen, 

belasten auch einzelne kurzzeitige Ereignisse wie einzelne Schüler, Eltern ebenso wie zeit-

weise überfüllte Klassen, ausbleibende Ko-Lehrkraft, unverständliche bis unerfüllbare Be-

hördenvorschriften wie z. B. bei ´KompoLei´. Art, Dauer und Intensität der Anforderungen 

unter unzulänglichen Bedingungen überfordern die Lehrer*innen – und ihre Schüler*innen 

nicht minder. 

Die Belastung der Lehrer*innen entsteht in der aktuellen Grundschule in Bremen aus der 

Knappheit der Ressource Zeit für das Aufgabenspektrum der Grundschullehrer*innen  und 

aus einem Übermaß der Anforderungen!  

b.  Hohe Motivation in den Kollegien 

Die Ergebnisse der Befragung zeigen eine erhebliche Drucksituation in den Kollegien, aber 

auch eine eindeutige hohe Motivation. Eine Druckkonstellation auf vielen Ebenen, wie sie 

unsere Befragung ergeben hat, enthält die Gefahr des Ausbrechens unnötiger Konflikte in-

nerhalb der Kollegien, die lediglich Ventilfunktion hätten. Besonders die Rolle der Vorgesetz-

ten, also hier der Schulleitungen, kann aus den Kollegien heraus schnell zu heftigen Konflik-

ten führen, weil sie quasi "zwischen Baum und Borke" agierend Überbringer der behördli-

chen Botschaften sind. Der klassische Fall, der Bote bekommt die Schläge, die eigentlich der 

Urheber der schlechten Nachrichten zustehen. Aktuell wird die Arbeit in den Schulen mit 

dem Fokus auf die Kinder durch eine hohe Motivation der Kollegien getragen - noch. Die 
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Zusammenarbeit in den Kollegien und der Kollegien mit den Schulleitungen funktioniert, 

obwohl beide Teile unter einem enormen Druck arbeiten. Das ist ein hohes Gut für eine gute 

Schulentwicklung. Es ist aber absehbar gefährdet, wenn die erfasste Spannungssituation 

nicht abgebaut wird. Überlastung führt selbst noch mittelfristig zu Verlust der Leistungsfä-

higkeit und/oder Krankheitsausfällen.  

E. Mittelfristige Auswirkungen 

a. Die Konsequenzen für die Bildungsbiographien der Schüler*innen 

Da die Grundschule als Basis die weitere Entwicklung der Kinder im Schulsystem ganz we-

sentlich prägt, wird den nachfolgenden Schulen mit der strukturellen Vernachlässigung ins-

besondere sowohl der unauffälligen und als auch der besonders leistungsstarken Schü-

ler*innen eine große Hypothek aufgeladen, weil sie mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche 

Leistungsdefizite feststellen werden, die sich im weiteren Verlauf der Bildungsbiographien 

weiter aufbauen werden. Ein wesentlicher Teil der Elternschaft entzieht sich dieser Gefahr, 

indem es sein Kind auf Schulen in freier Trägerschaft schickt, so dass den staatlichen Schulen 

ein relevanter Teil im Regelfall leistungsstarker Schüler*innen fehlt. Der Anteil dieser Gruppe 

beträgt in Bremen über zehn Prozent und gehört damit zur Spitzengruppe im Länderver-

gleich.11 

Vor diesem Hintergrund ist das Einlösen des  Anspruchs der Senatorin, in absehbarer Zeit 

bessere PISA-Ergebnisse erreichen zu können, ziemlich unwahrscheinlich. Es spricht viel 

mehr für zukünftig eher schlechtere Punktwerte. Sofern es sich dabei um valide Befunde 

handelt, werden die heutigen Grundschulkinder um die Chancen gebracht, auf die sie mit 

einer guten Bildung in gut organisierten Schulen, die die Lernprozesse planvoll und materiell 

gut abgesichert, gestalten, einen Anspruch haben. "Jeder hat nach Maßgabe seiner Bega-

bung das gleiche Recht auf Bildung. Dieses Recht wird durch öffentliche Einrichtungen ge-

sichert. " (Artikel 27 Landesverfassung Bremen)  

 

b...und für die Lehrkräfte: Der Aspekt des Arbeitsschutzes 

Das Ergebnis der Befragung signalisiert eindeutig ein sehr stark ausgeprägtes meist ´nur´ 

spontan geäußertes aber nie systematisch verarbeitetes Gefühl, eigentlich noch viele Dinge 

leisten zu müssen, zu denen Kraft und Zeit fehlen. Das im Lehrer*innenberuf wegen des Um-

gangs mit jungen Menschen ohnehin angelegte Gefühl des "nie mit seinen Aufgaben Fertig-

seins" wird durch die reale schulische Mangelsituation und die weitgehend unstrukturierte 

in ihren zeitlichen Dimensionen ungeordnete Arbeitsorganisation in einer Art und Weise 

                                                           

11 Weser-Kurier v. 20.10.2017: Immer mehr Privatschüler in Bremen 
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verstärkt, die für die Gesundheit und das Engagement der Lehrkräfte auf Dauer gefährlich 

wird, wenn dem nicht eindeutig entgegen gesteuert wird. Insbesondere die zusätzlichen 

freien Antworten der Befragung zeigen: die Lücken der Aufgabenbewältigung, die eigentlich 

geschlossen werden müssten, werden nicht als wesentlich systemisch verursachte Situation 

wahrgenommen, sondern – im Übrigen zu Unrecht - als ein tendenziell individuelles Versa-

gen empfunden, das man je für sich persönlich zu beheben hätte. Dem Dienstherren kann 

das nur recht sein und ist es auch. Was er auch verlangt, die meisten der untergebenen Leh-

rer*innen schreiben es zum großen Teil ihrer eigenen Unfähigkeit zu, mit ihrer Aufgabenlast 

allenfalls unvollkommen zu Rande zu kommen.   

Das Arbeitsschutzgesetz gilt für alle Beschäftigten, also auch für Beamt*innen. In diesem 

Gesetz, das einen präventiven Charakter hat, ist u. a. geregelt, dass der Arbeitgeber mögli-

che Gefährdungen zu ermitteln und abzustellen hat. Im § 5 dieses Gesetzes sind die Gefähr-

dungen genannt. Da ist zum einen das Merkmal "Gestaltung von Arbeitsabläufen und Ar-

beitszeit und deren Zusammenwirken" (Absatz 4) und zum anderen das erst vor drei Jahren 

eingeführte Merkmal der psychischen Belastung bei der Arbeit (Abs. 6). Für beide Merkmale 

hat unsere Erhebung genügend Belege für die Feststellung gebracht, dass eine Gefährdung 

oder sehr wahrscheinlich schon eine reale Gefahr für die Gesundheit der Lehrkräfte be-

steht. Der bremische Arbeitgeber verstößt eindeutig gegen dieses Gesetz, Haushaltsnotlage 

ist übrigens kein rechtlich wirksamer Grund, einen Verstoß dagegen zu dulden. 

c. Ein erster arbeitswissenschaftlich orientierter Aufriss der Dateninterpretation  

Offenkundig fühlen sich die Grundschullehrerinnen und Sozialpädagoginnen dem Aufgaben-

komplex der Kindererziehung in Richtung „absolut“ verpflichtet. Arbeitswissenschaftlich 

kann das nur bedeuten, ihre Interpretation von Belastung definiert sich durch ihren Aufga-

benkomplex „Grundschulbildung“ aller Kinder der Klassen 1 bis Abschluss 4 als ethische For-

derung wie von selbst. Dafür sind keine originären Aufgabedefinitionen im arbeitswissen-

schaftlichen Sinne nötig. Diesen Kern ihrer Arbeit, der gleichzeitig als der ihres Bildungsauf-

trags zu verstehen ist, finden sie als existentiell verpflichtend vor. Grundschullehrerinnen 

müssen dazu die vielfach nicht eingehaltenen und auch nicht einklagbaren grundgesetz- und 

landesverfassungsrechtlichen Elternpflichten zur Förderung der Kinder in ihren Klassen na-

hezu allein selbst übernehmen und das nicht nur unter der Überschrift Inklusion, sondern 

auch im Bereich als normal anzusehender Umgangsformen. 

Die Grundsteinlegung der Bildungsfähigkeit braucht, weil elementar, keine dienstherrschaft-

lichen Anweisungen oder Auftragsbeschreibungen. Diese Haltung findet sich illustriert in 

dem Stoßseufzer „...aber die Kinder...“ mit dem Mehrbelastungen in der Grundschule letzt-

lich immer wieder doch zu tragen versucht werden. Dass – meist einzelne - Schüler*innen als 

Belastung erlebt werden, liegt in der Natur der Entwicklungstatsache; dass darüber hinaus 

auch Eltern als belastend empfunden werden, dürfte mehrere durchaus verschiedenartige 

Ursachen haben, von denen einige der Bildungspolitik zuzuschreiben sind. Der bereits in der 

Grundschule spätestens zum Ende des dritten Schuljahres beginnende Kampf um eine Emp-
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fehlung zum Besuch höherer Schulen beeinträchtigt die Geduld erheischende Förderung der 

einzelnen Schüler*innen ganz erheblich.  

Weitere Störfaktoren wie Lärm in den Grundschulen, zu große Klassen und unzureichende 

Ressourcenausstattung für die Inklusion bzw. die Überbelegung einzelner Klassen mit be-

sonders förderbedürftigen Schüler*innen sind ebenfalls Versäumnissen der Bildungspolitik 

zuzuschreiben, die z. T. meint, hier ein Sparpotential vorzufinden. Die wiederholten Be-

schwerden der fachkundigen Grundschulrektoren „spricht Bände“, deren Inhalt allerdings 

einem Verbot zur Kenntnisnahme zu unterliegen scheint. Und selbst beim ersten Gedanken-

gang positiv erscheinende Vorgaben, wie die der Leistungsbewertungen nach Kompetenz-

ausweis, haben einen Pferdefuß. Sie konterkarieren die eigenen Benotungsvorgaben der 

Behörde und werfen Probleme auf, die von den Beschäftigten zwar gelöst werden sollen, 

aber von ihnen nicht bewältigt werden können.  

F Konsequenzen 

Bremen ist Haushaltsnotlageland - das ist die Totschlagargumentation mit der beharrlich 

verweigert wird, die ebenfalls beharrlich pädagogisch gewünschten Prozesse in Einklang 

mit den materiellen Möglichkeiten zu bringen. Postuliert werden große Ziele - bezahlt wird 

noch nicht einmal eine angemessene materielle Ausstattung für die Basisversorgung.  

 

a. Die Gefährdung der Lehrkräfte ist in allen Schulen zu erfassen -Arbeitsabläufe optimie-

ren 

Der bremische Dienstherr hat seinen sich aus dem Arbeitsschutzgesetz ergebenen Ver-

pflichtungen nachzukommen, die Gefährdungen und bereits bestehende reale Gefahren 

der Mitarbeiter*innen der Schulen zu erfassen. Das ist nicht nur i. S. der Fürsorgepflicht zu 

verlangen notwendig, sondern auch, und nicht zuletzt, aus dem Sachzwang, die notwendige 

Schulentwicklung auf einer realistischen Ressourcenbasis systematisch und nachhaltig um-

zusetzen. Die Reflexion der Arbeitsorganisation in den Kollegien sollte ebenso erfasst wer-

den wie die Organisation und deren inhaltliche und zeitliche Ausgestaltung der Arbeitsbezie-

hungen mit Behörde und externen Stellen. Ziel muss es werden, Abläufe zu optimieren, ein-

gefahrene Strukturen zu hinterfragen und eine Pflicht zur Überprüfung der Wirksamkeit vor-

gesetzlicher Anweisungen einzuführen. Das könnten erste Schritte sein. Vor dem Hinter-

grund der realen schulischen Situation ist es unverständlich, dass die Senatorin und ihre Be-

hörde alle Bemühungen um einen Einstieg in einem solchen Prozess bisher abwehren. Ent-

sprechende Initiativanträge des Personalrats wurden mit formaljuristischen Argumenten, die 

der Sachlage in den Schulen nicht gerecht werden, abgelehnt. Eine Verabredung zwischen 

dem Zentrum für Sozialpolitik der Universität, dem ISF und dem Staatsrat Bildung, mit der 

ein Modellversuch für die Entwicklung einer partizipativen Gefährdungsbeurteilung umge-

setzt werden sollte, verschwand ohne jegliche Rückmeldung an die Beteiligten mit dem 

Wechsel im Ressort nach der letzten Bürgerschaftswahl 2015. 
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b. Die Schulen und Lehrer*innen brauchen eine Stärkung ihrer Positionen  

Die Schulen wissen, wo sie der Schuh drückt. Die Verbesserung der schulischen Leistungsfä-

higkeit sollte von der lehrenden und lernenden Organisation ausgehen, d. h. anhand der 

durch Gefährdungsbeurteilungen festgestellten Belastungsstrukturen müssen diese im Dia-

log mit der Schule konsequent minimiert werden. Die Schulen organisieren primär, wie sie 

ihre eigene Arbeitsbe- und Entlastung gestalten. Der sich aus der Bestandsaufnahme erge-

bende Ressourcenbedarf muss bereitgestellt werden. Aufgabenvolumen und zur Verfügung 

stehende Arbeitskraft müssen endlich in ein nachweislich ausgewogenes und funktionales 

Verhältnis gebracht werden. Alle eingeführten Maßnahmen sollten nach einer jeweils zu 

bestimmenden Zeit auf das Maß ihrer Zielerreichung hin evaluiert werden. Das sollte für alle 

Ebenen, also Schulen und Behörde gleichermaßen gelten. 

Die von den Lehrkräften wahrgenommene fehlende Anerkennung ihrer Arbeit durch die Be-

hörde sollte mit dem Ziel aufgearbeitet werden, das Verhältnis Schulen/Behörde von einem 

strikten Über-/Unterordnungsverhältnis zu einem partnerschaftlich an inhaltlichen Zielen 

orientierten zu entwickeln. 

Wenn jetzt die Politik und die Bildungsbürokratie vorschlagen, die Qualitätsentwicklung mit 

einem neuen Institut voranzutreiben, dann haben sie die reale Krise der Schulen nicht ver-

standen. Alle Instrumente, die dieses Institut zur Verbesserung der schulischen Leistungsfä-

higkeit anwenden soll, stehen in Bremen bereits seit längerem zur Verfügung. Es gibt das 

Mittel der Ziel-Leistungsvereinbarungen, mit denen dialogisch zwischen Schulaufsicht und 

Schulleitungen jährlich die umzusetzenden Maßnahmen abgestimmt werden sollen und in 

denen auch deren materielle Absicherung fixiert sein soll. Diese Abstimmung soll auf der 

programmatischen Basis von Schulprogrammen erfolgen, in denen die Schulen ihre inhaltli-

chen Leitlinien sowie ihre Entwicklungsabsichten fixiert haben und die mit der Schulaufsicht 

abgestimmt sein sollen. Es gibt eingeführte Instrumente der internen und externen Evaluati-

on für die schulischen Prozesse. Zu fragen ist doch wohl, funktioniert das mühsam entwickel-

te Instrumentarium etwa nicht, und falls ja, woran liegt das, wer hat das zu verantworten? 

Jetzt soll also wieder eine neue Bürokratieebene geschaffen werden, die die Schulen erneut 

über bereits Geleistetes belehren soll. Das ist absolut kontraproduktiv. Davon einmal abge-

sehen, handelt es sich schon um eine ziemliche Ignoranz gegenüber den realen Belastungen 

der Bremer Kollegien, aus dem Hamburger System, das über Jahre um ein Drittel besser fi-

nanziert wurde und wird, einfach ein Instrument zu übertragen und dabei die unterschiedli-

chen Bedingungen weitgehend auszublenden. 

c. Behörde darf nur einführen, was auch materiell abgesichert ist.  

Das bisherige Vorgehen der Bildungsbürokratie, inhaltlich relevante und zeitlich anspruchs-

volle Vorgaben zu formulieren, die dann irgendwie aus dem Bestand der Schulen umgesetzt 

werden sollen, muss schnellstens korrigiert werden. Die Maßnahmen der Behörde haben 
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sich an den Zeitbudgets zu orientieren, die den Schulen aufgrund der Arbeitszeitregelun-

gen der Beschäftigten tatsächlich zur Verfügung stehen! Und die materiellen Vorausset-

zungen der Ausstattung und der Infrastruktur zur Umsetzung neuer Vorhaben müssen ge-

geben sein. Die Verpflichtung zu einem transparenten, planvollen Verfahren der Organisati-

on von Arbeitsaufgaben und ihres Umfangs ergibt sich nicht zuletzt aus dem Urteil des OVG 

Niedersachsen zur Erhöhung der Pflichtstundenzahl niedersächsischer Gymnasiallehrkräf-

te.12 Am Beispiel der KompoLei wird deutlich, wie kontraproduktiv das behördliche Vorgehen 

ist. Eine eigentlich richtige pädagogische Forderung, nämlich die Schüler*innenleistungen 

angemessen und differenziert zu bewerten, wird durch ein angeordnetes Verfahren real in 

sein Gegenteil verkehrt, verursacht aber gleichzeitig einen sehr großen von den Lehrkräften 

zu erbringenden zeitlichen Aufwand, der nicht kompensiert wird. Das führt zum Verdruss auf 

allen Ebenen. Die Behörde darf nur die Bearbeitung solche Aufgaben vorschreiben und 

verlangen, deren Erledigung  sie mit angemessenen Zeitbudgets ausgestattet hat.  

Alle beschlossenen und umgesetzten Maßnahmen müssen nach einem gesetzten Zeitab-

lauf in Hinblick auf ihre Zielerfüllung evaluiert werden. 

 

d. Lärmprävention in Schulen muss schnellstmöglich eingefordert werden 

Dass Schule ein „Arbeitsplatz mit überwiegend kognitiver Tätigkeit“ ist, bleibt sicher unbe-

stritten, demnach gelten auch hier die Vorgaben des Arbeitsschutz-Gesetzes, und dazu ge-

hört auch der Schutz vor Lärm. In der UVV „Lärm“ (Unfall-Verhütungs-Vorschrift) sind exakte 

Angaben über Grenzwerte von Lärm an den jeweiligen Arbeitsplätzen gemacht. Bleibt ledig-

lich die Frage nach dem „Wie ist das zu erreichen?“.  

Umfangreiche Forschungen im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-

dizin (BAuA) zeigen Wege auf, wie das in der Schule zu erreichen ist. Die Methode mit der 

geringsten Wirkung und dem höchsten persönlichen Aufwand ist eine Prävention durch pä-

dagogische Verhaltensregeln. Hierdurch werden Lärmspitzen allenfalls zeitweise reduziert 

und der allgemeine Geräuschpegel leicht gesenkt. Der Einfluss der Raumakustik, meist nur 

befriedigend und für Grundschulen nicht ausreichend, auf Sprachentwicklung und Kommu-

nikation wird aber nicht verbessert. 

Im Gegensatz zu dieser pädagogischen Möglichkeit steht eine Verbesserung der Raumakus-

tik, die bei anstehenden Sanierungsarbeiten leicht und kostengünstig geändert werden kann. 

Der Effekt auf den Arbeitsplatz ist hierbei in aller Regel deutlich größer, vor allem aber dau-

erhaft. Neben der berechenbaren physikalischen Lärmminderung, im besten Fall eine Halbie-

rung des Geräuschpegels, ergibt sich hierbei eine Auswirkung auf das Sozialverhalten bei 

Schülern in Form von deutlich leiserem Verhalten, da Kommunikation jetzt sehr viel leichter 

möglich ist. Ein ganz besonderer Effekt war aber bei dem Wechsel der Unterrichtsform von 

frontalem zu offenem Unterricht zu beobachten. Normalerweise wird ein Anstieg des Ge-

                                                           
12

 OVG Lüneburg, Urteil Az. 5 KN 164/14_v. 09.06.2015 



 

23 

 

räuschpegels erwartet, da viele Personen gleichzeitig reden, doch bei guter Raumakustik 

wurde es deutlich leiser, jeder kann seinen Tischnachbarn ja viel besser verstehen und der 

Nachbartisch stört nicht mehr. Ein kleiner Nebeneffekt wurde beobachtet, die Störungen 

durch unkonzentriertes Verhalten wurden ebenfalls weniger. Sprache wird sehr viel klarer, 

dadurch erhöhte Sprachverständlichkeit, keine Fehlinterpretation von Aufgaben, erhöhte 

Aufmerksamkeit und geringere Störungen durch Ablenkung. Die langfristige Auswirkung auf 

den Lernfortschritt lässt sich nur erahnen. 

Auf der physiologischen bzw. arbeitsmedizinischen Ebene lassen sich die Auswirkungen der 

Lärmreduzierung über reduzierte Stressreaktionen, z. B. sinkende Pulsfrequenz, unmittelbar 

nachweisen, dies gilt gleichermaßen für Schüler und Lehrkräfte. Die Folge davon ist ein ver-

langsamter Ermüdungsverlauf und erhöhte Aufmerksamkeit. Hier sollte nicht der Fehler ge-

macht werden, daraus weitreichende Veränderungen im Arbeitszeit-Pausen-Verhältnis vor-

zunehmen, hierfür sind weit umfangreichere Überlegungen anzustellen, die auch die Kon-

zentrationsgrenzen von Kindern und Erwachsenen mit einbeziehen müssen. 

 

e. Schnelle Umsteuerung ist alternativlos 

Die Situation an den Schulen ist dramatisch schlecht. Wenn nicht zeitnah und konsequent 

i. S. der hier erarbeiten Maßnahmen gehandelt wird, werden in Bremen wesentlichen Tei-

len der aktuellen Schüler*innengeneration verfassungswidrig Lebenschancen vorenthal-

ten. Außerdem wird eine gerade in den Dienst eingestiegene Lehrergeneration innerhalb 

kürzester Zeit „verheizt“ sein, die dann z.T. noch dreißig Jahre ausgebrannt, krank 

und/oder mit innerer Kündigung weitere Schüler*innenjahrgänge unterrichten wird. Diese 

sich heute schon abzeichnende, sichtbare katastrophale Entwicklung gilt es zu stoppen! 

Materiell reicht es nicht aus, den Haushalt in einem Maße zu erhöhen, der letztlich den 

Status Quo der Misere festschreibt. Damit können im Kern allenfalls die neu hinzu ge-

kommenen Aufgaben finanziert werden. Inhaltlich läuft es auf Täuschung hinaus, die Schu-

len mit immer neuen – durchaus auch anzuerkennenden Ideen zu überziehen, ohne darauf 

zu schauen, welche Potenziale für ihre Umsetzung real vorhanden sind. Wir brauchen für 

die Schule in Bremen Ehrlichkeit statt „Windowdressing“!  
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Anlage  

 Was wurde vergessen ? 

Stärker kümmern..... 

1. Kinder 

 Förderung der schwachen, der starken, der unauffälligen, angemessene Bewertung, 

 Förderung 

 51 

2. Unterricht i.e.S 

 Vorbereitung, Planung, Reflexion, differenziertes Vorgehen, Projektwochen 

 46 

 

 

3. Kooperation intern 

 Kollegium, einzelne Kollegen im Team,  

 33 

 

4. Work-Life Balance 

 Erholung, Familie, Pausen, Interessenvertretung, eigene Gesundheit, Supervision, 

 Nähe/Distanz  

 18 

 

5. Organisation 

 Sporthalle, Klassenraum, Fotokopierer, Differenzierungsmaterial, Gremienarbeit, 

 Ausflüge, eigene Ordnung 

 15 

6. Fortbildung 

 11 

 

7. Eltern 

 8 

 

8. Dokumentation 

 Diagnostik, Leistungen 

 7 

9. sonstige   

 Entwicklung, externe Kooperation, Konfliktlösungen 
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Unangemessen viel Arbeitskraft für 
 

1.  Bürokratie/Behörde 

 27  

2. Unterricht/Klassenfrequenzen/Vertretung/Ganztag 

 27 

 

3. Beurteilungen/Diagnostik/Kompelei/ 

 25 

 

4. Konfliktlösungen SuS 

 24 

5. Klassenlehrergeschäfte (Verbindung zu Bürokratie) 

 15 

6. Allgemeine Org. 

 Konferenzen, Vera, kopieren, Schulveranstaltungen 

 16 

7. Elternarbeit 

 15 

8. Kooperation extern 

 8 
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Forschungsgruppe „LehrerInnenbelastung“  

H.G. Schönwälder 
R. Schölles 
G. Tiesler 
H. Zachau 

 

Belastung der Grundschulen im roten Bereich  

- die Arbeitsverdichtung blockiert pädagogische Qualität -Kurzfassung 

 

Das Institut für interdisziplinäre Schulforschung  hat auf der Basis einer Absprache mit dem  

Grundschulverband  Schulleitungen dieses Bereichs ein Beratungsangebot gemacht. 

Grundlage der Beratung war eine Bestandsaufnahme der Belastungssituation in den 

einzelnen Kollegien, deren Ergebnis an die jeweilige Schule zurückgemeldet wurde. Das ISF 

hat die Ergebnisse zusammengefasst und sie um eine Abgleichung der durch 

Dienstvorschriften und Gesetze vorgegebenen Aufgaben mit den ebenfalls durch Gesetze 

geregelten Arbeitszeit ergänzt. Nachfolgend geben wir die wesentlichen Ergebnisse, unsere 

Einschätzungen und Vorschläge zu notwendigen Handlungsansätzen wieder. 

Zentrale Ergebnisse: 

1. Bei  den von den Kollegien  empfundenen psychischen Belastungsschwerpunkten im 

Aufgabenbereich  dominiert der Komplex "Leistungsbeurteilungen/Lernent-

wicklungsberichte/Kompetenzbasierte Leistungsrückmeldung (KompoLei)". Der 

gleiche Bereich dominiert auch das Belastungsempfinden der zeitlichen 

Belastungsschwerpunkte. 

2. Der bürokratische Aufwand , wie z.B. die Zusammenarbeit  mit der Behörde, 

Umsetzung behördlicher Vorgaben  oder die Koordination mit unterstützenden 

Einrichtungen hat sowohl bei dem psychischen als auch bei dem zeitlichen 

Belastungsempfinden einen hohen Stellenwert. Über ein Drittel der befragten 

Lehrkräfte konstatiert eine fehlende Anerkennung ihrer Arbeit durch die Behörde. 

3. Die Kooperation in den Kollegien nimmt die Lehrkräfte zeitlich sehr in Anspruch, 

belastet sie aber psychisch kaum. Das Klima in den befragten Kollegien ist durchweg 

kooperativ geprägt und den Schüler*innen sehr  zugewandt. Es besteht eine hohe 

Motivation für die Ausübung des Berufs. 

4. Bezogen auf Problemlagen bei den  Schüler*innen dominiert bei den Kolleginnen 

eine Wahrnehmung  hoher Aggressivität sowie deren als undiszipliniert 
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wahrgenommenes Verhalten. Die großen häuslichen Probleme vieler Schüler*innen 

werden als belastend wahrgenommen. Die infolge eines solchen Verhaltens 

folgenden  Konferenzen  wegen möglicher Ordnungsmaßnahmen werden zwar 

zeitlich als verhältnismäßig wenig, aber psychisch als hoch belastend empfunden. 

5. Bezogen auf die Gruppe der Eltern belasten die gelegentlich schlimmen 

innerfamiliären Verhältnisse und die Trägheit sowie das Unvermögen mancher Eltern  

die Kollegien erheblich. Dieser Wahrnehmung wird durch teilweise aggressive 

Reaktionen mancher Eltern verschärft. 

6. Der Lärm in den Schulen belastet die Kollegien in erheblichem Maße. 

7. Die Kollegien würden gerne, wenn es denn die Zeit hergäbe, mehr in den 

Kernbereich der unterrichtlichen Tätigkeit investieren, weil sie hier die Ergebnisse 

als defizitär wahrnehmen. Sie nehmen die Interessen der verschiedenen 

Schüler*innengruppen und zwar die der  leistungsstarken,  die des mittleren 

Leistungssegments,  wie auch derer , die besonderer Förderung bedürfen, als nicht 

angemessen angenommen wahr. Sie bemängeln, dass für Planung, Reflexion, 

Entwicklung neuer Formen keine ausreichende Zeit zur Verfügung steht. 

8. Unangemessen hoher Aufwand wird nach Einschätzung der Kollegien für Bürokratie, 

Unterricht (Stundenverpflichtung), Vertretungsunterricht, Ganztagsbetreuung, 

Beurteilungen und Konfliktlösungen (Unterhalb der Ordnungsmaßnahmen-

konferenzen) aufzuwenden verlangt. 

9. Zu große Klassen und mangelhafte materielle Ausstattung der Schulen  werden oft 

als belastend genannt.  

10. Eine Abgleichung der durch den Gesetz- bzw. Verordnungsgeber definierten 

Aufgaben mit dem durch Gesetz und den Bundesinnenminister definierten 

Jahresarbeitszeitnahmen belegt, dass die auf dieser Grundlage vorhandenen 

Zeitbudgets für die Bewältigung der Aufgaben nicht  ausreichen. 

 

 

Zentrale Bedingungen der Ergebnisse der Belastungswahrnehmungen 

1. Die1997 erfolgte  Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung für Grundschullehrer*innen 

auf 28 Stunden trotz der durch Individualisierung, Digitalisierung, zunehmender 

sozialer Spaltung und Zuwanderung schwieriger  gewordenen gesellschaftlichen 

Bedingungen,  politisch beschlossenen Reformvorhaben wie Inklusion und Ganztag 

sowie viele von der Verwaltung angeordneten Maßnahmen der inneren Schulreform 

- z.B. Kompetenzbasierte Leistungsrückmeldung KompoLei-  führen bei formal 

konstanter gesetzlich geregelter Arbeitszeit  zu einer strukturellen Unmöglichkeit 

einer angemessenen Leistungserbringung in Hinblick auf die in Verordnungen 

definierten Aufgaben. Die Aufgabenumsetzung und Zuordnung für die Beschäftigten 

in den Schulen ist trotz eindeutig verpflichtender Rechtslage nicht transparent 

geregelt.  
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2. Widersprüchliche grundlegende Zielsetzungen und häufige Paradigmenwechsel 

führen zu einer grundlegenden Verunsicherung der Lehrkräfte, weil alle postulierten 

Ziele so nicht erreicht werden können. Auf der einen Seite sollen die Schulen in 

einem auf frühzeitige Auslese ausgerichteten System möglichst viele der zentral 

definierten weitgehend kognitiven  Leistungsansprüche erfüllen, auf der anderen 

Seite sollen sie  die durch affektive Lernziele erweiterten höchst anspruchsvollen 

Inklusionsziele realisieren.  

3. Die materielle Ausstattung der Schulen ist gemessen an den höchst 

anspruchsvollen Zielsetzungen absolut ungenügend. Selbst wenn die um ein Drittel  

höhere  Ausgaben pro Schüler*innen  entsprechend dem Hamburger Standard 

realisiert  werden würden, blieben erhebliche Zweifel, dass die postulierten Ziele 

angemessen erreicht werden können.  

4. Die Organisationsabläufe zwischen Behörde, Schulen und unterstützendem System 

sind nicht planvoll organisiert.  Die Wirksamkeit von politisch oder administrativ 

beschlossenen Maßnahmen wird nicht systematisch evaluiert. Die Wertschätzung der 

Arbeit der Kollegien durch die Behörde wird als defizitär wahrgenommen. 

 

Handlungsansätze  für einen Prozess zur  Verbesserung der Qualität der schulischen 

Leistungserbringung 

1. Die gesundheitliche Gefährdung der Lehrkräfte ist in allen Schulen zu erfassen -

Arbeitsabläufe sind zu optimieren 

Ein Zustand der dauerhaften Überlastung der Kollegien führt absehbar in eine 

personalwirtschaftliche und somit auch pädagogische Katastrophe. Deswegen sollten 

die möglichen Gefährdungen und die heute bereits bestehenden gesundheitlichen 

Gefahren entsprechend den Verpflichtungen des Arbeitsschutzgesetzes systematisch 

aufgearbeitet werden, um daraus konkrete Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln 

und umzusetzen. Eine angemessene  Entwicklung der Schulen ist ohne derartige 

Maßnahmen nicht anzunehmen.  

Ziel: Aufgaben und Möglichkeiten der Schulen in ein angemessenes und 

produktives Verhältnis bringen. 

 

2. Die Schulen und Lehrer*innen brauchen eine Stärkung ihrer Positionen 

Die Verbesserung der Leistungsfähigkeit  der Schulen sollte von der lehrenden und 

lernenden Organisation ausgehen, weil die Einzelschulen durch ihre Alltagsarbeit in 

ihren sehr unterschiedlichen Umfeldern am besten in der Lage sind, die Wirksamkeit 

unterschiedlicher Maßnahmen einzuschätzen.  Der Umgang zwischen Behörde und 

Schulen sollte in diesen Prozessen primär wertschätzend und partizipativ statt 

belehrend bzw. anweisend ausgerichtet sein. 

Ziel: Prozesssteuerung stärker an den realen Bedürfnissen der Einzelschule 

orientieren - Professionalität der Lehrkräfte anerkennen und stärken. 
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3. Maßnahmen dürfen nur umgesetzt werden, wenn sie  auch materiell abgesichert 

sind. Ihre Wirksamkeit muss nach einer jeweils definierten Laufzeit  evaluiert 

werden. 

Neue Vorhaben, die politisch gewollt oder aber auch nur administrativ gesetzt 

werden, sollten nur eingeführt werden, wenn sie materiell auch abgesichert sind.  Bei 

ihrer Einführung sollten sowohl die Zeitbedarfe  als auch die weiteren notwendigen 

materiellen Aufwendungen klar ausgewiesen und auch bereit gestellt werden. Wie 

bei den großen Investitionsvorgaben der Öffentlichen Hand die wirtschaftlichen 

Voraussetzungen und der entsprechende erwartete Erfolg in dem 

Genehmigungsverfahren ausgewiesen sein müssen, sollte das entsprechend auch bei 

pädagogisch begründeten  Investitionen selbstverständlich sein. 

Ziel: Neue zukunftsgerichtete Entwicklungen planvoll und gut abgesichert umsetzen 

und deren Wirksamkeit evaluieren 

 

4. Lärmprävention in Schulen muss zügig begonnen werden 

Ebenso wie für die Arbeitsabläufe sollte eine schnelle Bestandsaufnahme Lärm 

erfolgen, um so Strategien und Maßnahmen zu ermitteln, mit denen die Lärmpegel in 

den Schulen minimiert werden können. Hier sind sowohl bauliche Maßnahmen als 

auch Handlungsstrategien zu erstellen. 

Ziel: Lärmbelastungen in den Schulen zugunsten eines besseren pädagogischen 

Klimas minimieren - Pädagogischer Klimaschutz   

 

Schnelle Umsteuerung ist alternativlos 

Die Situation an den Schulen ist dramatisch schlecht. Wenn nicht zeitnah und konsequent 

i.S. der hier erarbeiten Maßnahmen gehandelt wird,  wird Bremen wesentlichen Teilen der  

aktuellen  Schüler*innengeneration verfassungswidrig  Lebenschancen  vorenthalten. 

Außerdem  wird  eine gerade in den Dienst eingestiegene Lehrergeneration innerhalb 

kürzester Zeit verheizt sein, die dann z.T. noch dreißig Jahre ausgebrannt, krank und/oder 

mit innerer Kündigung weitere Schüler*innenjahrgänge unterrichten wird. Diese sich 

heute schon abzeichnende, sichtbare katastrophale Entwicklung gilt es zu stoppen! 

Materiell reicht es nicht aus, den Haushalt in einem Maße zu erhöhen, der letztlich den 

Status Quo der Misere festschreibt. Damit können  im Kern allenfalls  die neu hinzu 

gekommenen Aufgaben finanziert werden. Inhaltlich läuft es auf Täuschung hinaus, die 

Schulen mit immer neuen – durchaus auch anzuerkennenden Ideen zu überziehen , ohne 

darauf zu achten, welche Potenziale für ihre Umsetzung real vorhanden sind. Wir 

brauchen für die Schule in Bremen Ehrlichkeit statt „Windowdressing“!  


